
Vorbemerkung der Freien Grünen Liste zur Beantwortung des 
BBR- und BUND-Fragenkataloges zur Gemeinderatswahl 2024 

Der Fragenkatalog ist in Themen, Unterthemen (mit z.T. weiteren Unter-Unterthemen) und 
Fragen untergliedert. Bei der insgesamt sehr großen Anzahl von Fragen zu den Unterthemen 
und den weiteren Untergliederungen stehen inhaltlich bedeutsame Fragen neben rand-
ständigen Fragestellungen. Aus Sicht der Freien Grünen Liste geht bei der gesonderten 
Beantwortung jeder einzelnen Frage und mit der damit entstehenden Unübersichtlichkeit die 
wesentliche inhaltliche Positionierung der Freien Grünen Liste verloren. Wir bitten daher um 
Verständnis, dass wir gesamthaft auf die Fragen der Unterthemen geantwortet haben. 

1. Allgemein 
1.1. Prioritäten 
Neben der politischen Lösung alltäglicher (taktischer) Probleme in Radolfzell sind auch 
kurz-, mittel- und langfristige (strategische) Ziele der Stadtentwicklung zu definieren. 

1. Welche kurzfristigen (1-2 Jahre) Ziele sind Ihnen am wichtigsten? 

2. Welche mittelfristigen (3-5 Jahre) Ziele sind Ihnen am wichtigsten? 

3. Welche langfristigen (5 bis 10 Jahre) Ziele sind Ihnen am wichtigsten? 

4. Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um diese Ziele (Nr. 1-3) zu erreichen? 

5. Welchen übergeordneten Gesamtplan haben Sie für die Entwicklung der Stadt? 

Übergeordnete Ziele der Stadtentwicklung:  

• Verbindliche Umsetzung des kommunalen Klimaschutzkonzeptes für Klimaneutralität 
bis 2035. 

• Schaffung gesicherter und qualitätsvoller Ganztagsangebote in Kita und Schule. 

• Bezahlbare Kita-Plätze durch Ausweitung der Zeller Karte. 

• Gründung und schrittweiser Ausbau einer kommunalen Wohnungsgesellschaft. 

• Verbindliche Umsetzung der energetischen Sanierung der kommunalen Gebäude. 

• Sicherung einer guten ärztlichen Grund- und Notfallversorgung. 

• Die energetischen Standards der Baulandpoltischen-Grundsätze auf die Klimaneut-
ralität ausrichten. 

• Erhalt und Förderung der biologischen Vielfalt, des Biotopverbundes und 
Renaturierung von Wirtschaftswald. 

• Zukunftsorientierte, umweltverträgliche Sanierung und Modernisierung der METTNAU - 
KUR an den bestehenden Standorten. 

• Entwicklung eines attraktiven und barrierefreien ÖPNV, ergänzt durch Carsharing An-
gebote und Schaffung sicherer Fuß- und Radwege. 

• Entschiedenes Auftreten gegen Rassismus, Diskriminierung und Rechtspopulismus. 

  



1.2. Finanzen 
Der Haushalt und damit die Zuordnung (Allokation) städtischer Finanzen sowohl zu struk-
turellen Leistungen als auch zu Investitionen ist eine der wichtigsten Aufgaben des Gemein-
derates. 

1. Welche Investitionen im Haushalt haben für Sie höchste Priorität? 

2. Welche strukturellen Maßnahmen (Einnahmen / Ausgaben) wollen Sie neu beschließen? 

3. Wie wollen Sie die Genehmigungsfähigkeit des Haushaltes ab 2025 sichern? (durch Ein-
sparungen oder Erhöhung der Einnahmen?) 

Folgende Investitionen haben für uns in den nächsten Jahren höchste Priorität: 

 Zügige energetische Sanierung der städtischen Gebäude bis spätestens 2035. 

 Weiterer Ausbau von Kinder- und Familienzentren zur Stärkung von Eltern. 

 Schaffung und Sicherung eines qualitätsvollen Ganztagsangebotes in Kita und 
Schule. 

 Förderung des bezahlbaren und sozialen Mietwohnungsbaus durch eine zügige 
Gründung einer städtischen Wohnungsgesellschaft. 

 Einrichtung neuer Seehas- bzw. Seehäsle-Haltepunkte beim Libellenweg, an der 
Mooser Brücke und bei der Altbohlunterführung. 

Prioritäten neu setzen und den Haushalt wieder ins Gleichgewicht bringen: 

Im städtischen Haushalt werden seit längerer Zeit falsche Schwerpunkte gesetzt. Statt 
bei eingeschränkter Kassenlage den Pflichtaufgaben Schulen, Kitas, Sanierung und 
Instandhaltung äußerste Priorität einzuräumen, wird ein überzogenes Sportzentrum 
Mettnau mit Kunstrasenplatz (Gesamtkosten über 4 Mio.€) realisiert. Sehr große Sorgen 
bereitet uns die mittelfristige Finanzplanung, da dringend erforderliche energetische 
Sanierungen und notwendige Investitionen an städtischen Gebäuden auf 2028 und 
danach verschoben wurden. Mit dem aktuellen Haushalt (2024) wird der Schuldenstand 
von 2 Mio.€ auf mindestens 17Mio. € bis Ende 2027 ansteigen, da bereits 2026 alle 
verfügbaren Rücklagen aufgebraucht sind. 

Wir setzten uns seit langem dafür ein, dass der städtische Haushalt wieder ins 
Gleichgewicht kommt und endlich eine vorausschauende und sparsame Finanzpolitik 
eingeleitet wird, welche die notwendigen Investitionen in Bildung, Betreuung und für die 
ökologischen Zukunftsinvestitionen sichert. 

Um die Genehmigungsfähigkeit des städtischen Haushaltes ab 2025 zu sichern, sind 
neben Einsparungen (z.B.: Priorisierung der Investitionen und des städtischen 
Dienstleistungsangebotes, Verringerungen des zu unterhaltenden Gebäudebestandes, 
Reduzierung der immensen Aufwendungen für Pressearbeit, Verschlankung der 
Verwaltungsprozesse und ein effektiverer Einsatz des vorhandenen Personals und der 
Ressourcen) wie auch eine Verbesserung der städtischen Einnahme (z.B.: 
sozialverträgliche Gebühren- und Steueranpassungen, aktive Fördermittelakquise) 
notwendig. 

  



1.3. Bürgerbeteiligung 

Bürgerbeteiligung besteht (laut Andreas Paus 2016, www.partizipendum.de ) aus der 
Abfolge von 

• Information (über geplante Maßnahmen durch transparente Kommunikation) 
• Konsultation (Abfrage der Meinung und Ideen) 
• Kooperation (Workshops und Berücksichtigung der Vorschläge) 
• (Mit-)Entscheidung (über die konzeptionellen Alternativen)  

Dazu folgende Fragen: 

1. Sind Sie für oder gegen eine Stärkung der Bürgerbeteiligung in der Stadt? 

2. Wie soll die Transparenz / Akzeptanz Ihrer Entscheidungen verbessert werden? 

3. Welche konkreten Maßnahmen schlagen Sie vor, um die Bürgerbeteiligung auf eine 
breitere Basis zu stellen, also mehr Bürger zu erreichen? 

4. Wären Sie für eine Bürgerfragestunde in Ausschusssitzungen? 

Die frühzeitige und ernsthafte Beteiligung der Bürgerschaft an Entscheidungsprozessen 
und mehr Teilhabe sind die Stadtgemeinschaft und eine gelungene Stadtentwicklung 
eine wesentliche Voraussetzung. 

Die in der letzten Zeit mit viel Aufwand vermehrt aufgesetzten Beteiligungsprozesse für 
die Bürgerschaft (BürgerInnen-Workshops, BürgerInnen-Foren …) bleiben aus unserer 
Sicht bei der Abfrage der Meinungen und Ideen stecken. Eine transparente und 
ernsthafte Beteiligung an den Entscheidungsprozessen wird dadurch bisher nicht 
gewährleistet, da die detaillierten Ergebnisse der Beteiligungsprozesse nicht in 
Gemeinderatssitzungen zur Diskussion und Abstimmung gebracht werden. Wir setzen 
uns dafür ein, dass sich dies ändert.  

Weiter setzen wir uns für die Einführung eines BürgerInnenbudgets zur Umsetzung von 
Projekten aus der Bürgerschaft ein.  

Ebenso bracht es eine bessere Einbindung des Jugendgemeinderates in die 
Entscheidungen des Gemeinderates. 

Bei den Bürgerfragestunden im Gemeinderat treten wir für mehr Transparenz ein. Auf 
Wunsch der BürgerInnen sollten die Fragen und die Antworten der Stadtverwaltung auf 
der Internetseite der Stadt in einem Bürgerportal veröffentlicht werden. 

Ebenso treten wir dafür ein, dass auch in den Ausschusssitzungen eine obligatorische 
Bürgerfragestunde eingeführt wird. 

  



1.4. Zusammenarbeit 
1. Befürworten Sie eine aktivere Zusammenarbeit aller Kommunen im Landkreis (inter-

kommunal) hinsichtlich der Themen, die alle betreffen (Gesundheitswesen, Nahver-
kehr, Unterbringung Geflüchteter, …)? 

2. Wie wollen Sie diese inter-kommunale Zusammenarbeit konkret organisieren? 

3. Wie wollen Sie zukünftig aktiv mit Umweltverbänden zusammenarbeiten? 

Die interkommunale Zusammenarbeit zwischen den Städten und Gemeinden 
befürworten wir. Sie gestaltet sich aber in der Regel leider sehr schwierig, da sie bis auf 
wenige Fälle auf Freiwilligkeit beruht und die Kommunen oft unterschiedliche Interessen 
verfolgen (z.B. Ausweisung von Gewerbegebieten / Gewerbesteuereinnahmen). 

Im Bereich des ÖPNV funktioniert die Zusammenarbeit im Landkreis sehr gut. Der 
Landkreis, als Träger des Verkehrsverbundes, wird von den Kommunen bei der 
Weiterentwicklung des ÖPNV unterstützt. Alle im Landkreis verantwortlichen Kommunen 
stimmen sich bei der Weiterentwicklung und Ausbau der Bahninfrastruktur sowie der 
Fahrradinfrastruktur sehr gut miteinander ab. Schwierigkeiten und Unstimmigkeiten gibt 
es aber regelmäßig bei der Finanzierung von kostengünstigen und sozialverträglichen 
ÖPNV-Ticketpreise, da diese über die Kreisumlage von allen Kommunen zu finanzieren 
sind und die Übermacht der BürgermeisterInnen im Kreistag mit ihrer 
Kirchturmperspektive eine für die Bevölkerung des gesamten Landkreises gute Lösung 
blockieren. Es ist daher immer das gleiche Problem, wenn die finanziellen Interessen der 
Kommunen berührt sind, dann wird eine interkommunale Zusammenarbeit schwierig. 

Im Gesundheitswesen wurde zwar aufgrund der finanziellen Schieflage der großen 
Krankenhäuser der Städte im Landkreis der Gesundheitsverbund mit dem 
Hauptgesellschafter Landkreis Konstanz gegründet, das Gerangel um die medizinischen 
Leistungsangebote und die Finanzierung hat mit dem interkommunalen 
Zusammenschluss aber nicht aufgehört. Die Folge, nach zwanzig Jahren Schließung 
des Radolfzeller Krankenhauses und die aus wirtschaftlichen und medizinischen 
Gründen unvernünftigen Entscheidung, das neue „Zentralkrankenhaus“ nicht in der Mitte 
des Landkreises, sondern eher randständig in Singen zu bauen. 

Ein weiteres wichtiges Thema der interkommunalen Zusammenarbeit ist die 
Unterbringung Geflüchteter. Der Landkreis ist für die Unterbringung der Geflüchteten 
verantwortlich und verteilt diese nach einem festgelegten Schlüssel auf die Kommunen 
in Gemeinschaftsunterkünften. Da eine freiwillige interkommunale Zusammenarbeit hier 
nicht funktioniert, geht es ohne eine zentrale Verteilung über den Landkreis nicht. Auch 
bei der Anschlussunterbringung versagt das Instrument der interkommunalen 
Zusammenarbeit, da jede Kommune aufgrund der stark angespannten Situation auf dem 
Wohnungsmarkt nur die Geflüchteten aufnimmt, die vom Landkreis über den 
Verteilerschlüssel zugewiesen werden. 

Zusammenarbeit mit den Umweltverbänden: Wir werden in Zukunft weiterhin aktiv mit 
den Umweltverbänden zusammenarbeiten. 

 

 

  



2. Infrastruktur 
2.1. Innenstadt / Altstadt 

Die Geschäfte und Gaststätten in der Innenstadt, insbesondere in der Altstadt, sind für eine 
Aufenthaltsqualität von besonderer Bedeutung. 

1. Welche Fördermaßnahmen hinsichtlich Läden und Gastronomie befürworten Sie? 
2. Wie wollen Sie die Innenstadt / Altstadt attraktiver für Besucher gestalten? 
3. Wie wollen Sie konkret den nach wie vor umfangreichen, teils illegalen Autoverkehr in der 

Altstadt (Fußgängerzone) reduzieren? 
4. Wie wollen Sie die zunehmenden Sicherheitsprobleme lösen? Sind Sie für die Einführung 

eines Kommunalen Ordnungsdienstes (KOD)? 

Das Erscheinungsbild der Altstadt mit seiner prägenden Fußgängerzone ist dringend 
sanierungsbedürftig (Beleuchtung, Pflasterung, Begrünung) und an den gewandelten 
Anforderungen (Klimawandel, Mobilität, Einkaufsverhalten, Tourismus) mit einer 
ausgewogenen Mischung von zeitgemäßem Wohnen, attraktiven und an die Nachfrage 
orientierten Geschäften und Gastronomie anzupassen. Gelingen kann dies nur mit der 
schrittweisen Umsetzung eines mit den Geschäften, Gaststätten und den 
BewohnerInnen der Innenstadt entwickelten Innenstadt- bzw. Altstadtkonzeptes.  

Um auch die Anreise mit dem ÖPNV und Ankunft für unsere BesucherInnen attraktiv zu 
machen, sehen wir den Bahnhof als „Tor der Stadt“. Wenn sich auch hier, mit Blick zum 
See, entlang der Uferpromenade, in der Gestaltung positives getan hat, ist es dringend 
erforderlich, dass der Bahnhof und die Wegeführung auf den Vorplätzen und 
Kerninnenstädten barrierefrei werden. Die Querungen zwischen den Bahnhöfen (Bus 
und Zug) und der Innenstadt ist auf FußgängerInnen auszurichten und auch, was die 
architektonische Gestaltung anbelangt, attraktiver zu gestalten. 

In einem Altstadt-Mobilitätskonzept ist der Lieferverkehr und die Paketzustellung 
verbindlicher und klarer zu regeln und mit der Einrichtung von Lade- und Lieferzonen mit 
Micro-Hubs rund um die Altstadt zu kombinieren. Die zulässige Fahrgeschwindigkeit für 
Fahrräder (besonders E-Bikes) ist in der Fußgängerzone auf Schrittgeschwindigkeit zu 
begrenzen, auszuschildern und zu kontrollieren. 

Die sehr gute Arbeit des Präventionsrates ist von der Stadtverwaltung intensiver zu 
begleiten und „unsichere“ Orte sind zu identifizieren und wirksame Maßnahmen zu 
entwickeln und umzusetzen. Die Einführung eines kommunalen Ordnungsdienstes 
halten wir für kein geeignetes Instrument, um die Sicherheit in der Stadt zu erhöhen. 

2.2. Gesundheit 

Durch die abrupte, fremd bestimmte Schließung des Radolfzeller Krankenhauses ist die 
Gesundheitsversorgung der Bevölkerung in den Fokus gerückt. 

1. Wie planen Sie, generell die Gesundheitsversorgung in Radolfzell zu verbessern? 

2. Welche konkreten Maßnahmen schlagen Sie vor im Hinblick auf die Versorgung mit 
Arztpraxen, lokaler Notfall-Infrastruktur oder / und eines MVZ? 

3. Wie kann die Mettnau-Kur als wichtiger Eigenbetrieb der Stadt noch attraktiver für Kur-
gäste und gleichzeitig finanziell stabiler aufgestellt werden? 



4. Welche Vorgaben würde Ihre Fraktion zur Strategie der Mettnau-Kur machen … 

a) hinsichtlich der Weiterentwicklung von Angeboten und des Geschäftsmodells, 

b) zu Art und Umfang weiterer Bebauung und damit 

c) zum gleichzeitigen Erhalt der Natur als Alleinstellungsmerkmal? 

Mit der Schließung des Radolfzeller Krankenhauses durch den Gesundheitsverbund des 
Landkreises Konstanz hat sich nicht nur die wohnortnahe stationäre 
Krankenhausversorgung, sondern auch die schon angespannte Situation in der 
Notfallaufnahme an den Krankenhäusern ebenfalls weiter verschärft. Hier sehen wir 
einen dringenden Handlungsbedarf beim kommunalen Krankenhausverbund des 
Landkreises. 

Die mangelhafte ambulante Facharztversorgung drückt sich für die Patienten oft in 
langen Wartezeiten von bis zu mehreren Monaten aus. Die Zuständigkeit hierfür liegt 
aber beim Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen, der nach unzeitgemäßen 
gesetzlichen Vorgaben für die Landkreise den Bedarf an fachärztlicher Versorgung 
festlegt. Für den gesamten Landkreis Konstanz wird derzeit eine Überversorgung von 
21% bis 82% festgestellt und somit werden keine weiteren Facharztpraxen genehmigt. 
Die tatsächlich vorhandene fachärztliche Unterversorgung führt zu einer weiteren 
Überlastung der Notfallversorgung an den Krankenhäusern. Auch dies ist ein 
unhaltbarer Zustand, der aber nur über eine bundes- und landesgesetzliche Reform der 
bedarfsgerechten ambulanten und stationären Versorgung behoben werden kann. Die 
Freie Grüne Liste setzt sich dafür ein, dass die starre, zum Teil unsinnige und äußerst 
restriktive Genehmigungspraxis von Facharztpraxen geändert wird. Da hierfür aber 
landes- und bundesgesetzliche Änderungen notwendig sind, wird daher keine schnelle 
Abhilfe - wie von den Freien Wählern gefordert - über die Einrichtung eines kommunal 
getragenen medizinischen Versorgungszentrums mit Facharztpraxen möglich sein. 

Die Freie Grüne Liste hat sich schon immer für eine zukunftsorientierte, 
umweltverträgliche Sanierung und Modernisierung der METTNAU - KUR an den 
bestehenden Standorten eingesetzt und eine Verlagerung der Kreislaufklinik abgelehnt. 

2.3. Verkehr und Mobilität 
Für den Bereich Mobilität ist in Radolfzell ein Integriertes Klima-Mobilitätskonzept in Arbeit. 
Dabei wurden die Bürger in Rahmen von vier Workshops beteiligt. Es wurde gefordert, mehr 
Wege zu Fuß, mit dem Fahrrad und mit Bus und Bahn zurückzulegen, das Auto weniger zu 
nutzen und fast alle Busse und Autos elektrisch fahren zu lassen. 

1. Befürworten Sie den Ausbau des Carsharing-Angebotes? Auch in den Ortsteilen? 

2. Welche konkreten Vorschläge machen Sie zur Verbesserung der Lade-Infrastruktur für E-
Autos und für E-Bikes? 

3. Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um mehr Menschen zum Umstieg vom Auto 
auf das Fahrrad zu bewegen (z.B. sicherere Abstellplätze, Radwege, Schnellwege, Ver-
knappung des Parkraums, Parkgebühren, …)? 

4. Was ist Ihre Meinung zu folgenden, im Integrierten Klima-Mobilitätskonzept vorgeschla-
gen Maßnahmen: 

a) Der Bahnhofsvorplatz wird verkehrsfrei und der Innenstadtring wird aufgehoben. 

b)  Die Tegginger- und die Fürstenbergstraße werden zu Fahrradstraßen. 



c) Der "Rewe"-Kreisel wird so umgestaltet, dass er für Fußgänger und Radfahrer sicher 
ist. (Aktuell ist der "Rewe"-Kreisel für alle Verkehrsteilnehmer sehr unübersichtlich und 
gefährlich, insbesondere für Fußgänger und Radfahrer). 

5. Die verkehrsreichsten Straßen in Radolfzell sind die Haselbrunnstraße und die Orts-
durchfahrten von Böhringen und Markelfingen. Wie wollen Sie den Verkehr dort zu 
reduzieren, um neben dem Klimaschutzaspekt auch die Anwohner von Lärm und Abgasen 
zu entlasten? 

Das innerstädtische Carsharing-Angebot der Stadtwerke und das städtische Angebot 
von Lastenrädern in den Quartieren sind auszuweiten. Nach einer Bedarfserhebung sind 
diese Angebote auch auf die Ortsteile auszuweiten.  

Die von den Stadtwerken Radolfzell auf die Bedürfnisse zugeschnittene Lösungen zur 
Verbesserung der Ladeinfrastruktur für E-Autos und für E-Bikes sind weiter auszubauen. 
Auch ist die von der Energieagentur angebotene kostenfreie Beratungen im Bereich 
Elektromobilität und Ladeinfrastruktur zu intensivieren. Die Klima-Mobilitätswende ist 
ohne die beschleunigte Elektrifizierung der Antriebstechnik (Bus, PKW) und den hierfür 
erforderlichen beschleunigten Ausbau der regionalen, regenerativen Stromerzeugung 
(PV, Windkraftanlagen) nicht möglich. 

Radolfzell ist schon heute eine Stadt, in der aufgrund der schon vor Jahrzehnten mit 
dem Fahrrad frei befahren und verhältnismäßig großen Fußgängerzone die 
Fahrradmobilität besonders bei den BewohnerInnen der Kernstadt eine nicht 
unerhebliche Akzeptanz hat. Zur nachhaltigen Verbesserung der Situation ist die 
Schaffung attraktiver und sicherer Fuß- und Radwege und Radabstellplätze sowie eine 
attraktive und bedarfsgerechte Radinfrastruktur in der Fläche notwendig. Bei der 
Quartiersentwicklung ist dem Fuß- und Radverkehr Vorrang zu geben und die 
barrierefreie Gestaltung der Fuß- und Radwege ist zu verbessern. Notwendig ist ebenso 
die Einrichtung einer Mobilitätszentrale am Bahnhof mit einem Fahrradparkhaus. 

Die Freie Grüne Liste hat erfolgreich einen verkehrsberuhigten Bereich zwischen 
Stadtgarten und Scheffelhof erfolgreich im Gemeinderat beantragt, in dem 
FußgängerInnen bevorrechtigt sein werden. Der Altstadtring sollte bereits gemäß eines 
zurückliegenden Gemeinderatsbeschlusses aufgehoben werden. Die Verwaltung hat 
den Beschuss bisher leider noch nicht umgesetzt. 

Die Freie Grüne Liste hat erfolgreich einen Antrag in den Gemeinderat eingebracht, dass 
die Verwaltung ein Umsetzungskonzept zur Umgestaltung der Teggingerstraße in eine 
Fahrradstraße erarbeitet und dem Gemeinderat zum Beschluss vorlegt. 

Die dringende für Fußgänger und Radfahrer sichere Umgestaltung des "Rewe"-Kreisels 
wird von der Freien Grünen Liste befürwortet. 

Die Freie Grüne Liste tritt für ein Parkraumkonzept ein, das die Parkgebühren auf 
Konstanzer Niveau erhöht, die Gebührenpflicht auf die Abendstunden und 
Wochenenden ausweitet und eine gebührenpflichtige Anwohnerparkregelung einführt. 
Neben der Lenkungswirkung hin zu einer klimafreundlicheren Veränderung des Modal 
Split, sind die zusätzlichen Einnahmen dringend erforderlich, um die zusätzlichen Kosten 
für die Taktverdichtung des Stadtbusses und die beschlossene Elektrifizierung der 
Stadtbusfahrzeuge zu finanzieren. 

Weiter sind wir für eine konsequente Temporeduzierung in den Durchgangsstraßen 
(Tempo 30) und den Teilortsverbindungsstraßen (Tempo 70/80). 



2.4. ÖPNV 
1. Befürworten Sie einen engeren Takt beim öffentlichen Nahverkehr, insbesondere beim 

Busverkehre zu den Ortsteilen? 

2. Welchen konkreten Weg sehen Sie, den längst fälligen, auch wegen Barrierefreiheit ge-
setzlich vorgeschriebenen Umbau des Bahnhofs Radolfzell zu verwirklichen? 

Der baldige Bau des Haltepunkts Libellenweg ist in mehrerlei Hinsicht geboten: 

• Es ist die Klimaschutz-Maßnahme in Radolfzell, welche durch den Umstieg vom Auto 
zur größten CO-2-Vermeidung aller Maßnahmen führen wird. 

• Ein Gutachten der Stadt aus den 2010er Jahren zeigt, dass es verkehrstechnisch der 
beste Ort für einen zweiten Bahnhalt ist, die höchste Zahl an Zu- und Ausstiegen ist 
dort zu erwarten. 

• Sowohl für die jetzigen Bewohner*innen des Wohngebiets rechts und links der 
Konstanzer Straße als auch für mögliche Bewohner/innen des Gebiets Fora/Gleisdreick 
als auch für die Lehrkräfte und Schüler/innen von Gymnasium und Realschule ist der 
Bahnhalt ein hervorragender Service. Dabei spielt es keine Rolle, ob im Gebiet 
Fora/Gleisdreick mal 300, 500 oder 800 Personen wohnen. 

Daher die Frage: 

3. Welchen Weg sehen Sie, gleichzeitig den Bau des Seehas-Haltepunkts Libellenweg 
durchzusetzen und zu verwirklichen? 

4. Sind Sie dafür, entgegen aktueller Planung, sowohl die „Weinburg“ als auch „Altbohl“ (und 
damit Edeka und Waldfriedhof) weiterhin per ÖPNV zu versorgen? 

5. Was halten Sie von der Idee eines "Bodanrück - Busses", das Radolfzell über Möggingen 
– Güttingen – Liggeringen - Dettingen mit Konstanz verbindet? 

Die Freie Grüne Liste tritt für eine engere Taktung des Stadtbusses in die Ortsteile und 
an den Wochenenden ein. Ebenso fordern wir die Ausweitung eines verlässlichen, 
attraktiven und leicht verständlichen Anrufsammeltaxi-Angebots sowie einen 
durchgängigen Stundentakt bis Mitternacht. 

Die Stadtverwaltung muss zügig – wie bereits vor zwei Jahren von der FGL gefordert – 
den barrierefreien Ausbau der Bahnhofsunterführung zum See gemeinsam mit der DB-
Station und Service planen und umsetzen und von der DB endlich zeitnah den 
barrierefreien Zugang zu den Bahnsteigen über den Einbau von Fahrstühlen fordern. 

Schon vor Jahren hat die FGL erfolgreich in den Haushaltsberatungen beantragt, 
Planungsraten für Einrichtung von drei neuen Seehas- bzw. Seehäsle-Haltepunkte beim 
Libellenweg, an der Mooser Brücke und bei der Altbohlunterführung einzustellen. Leider 
wurde der Beschluss vonseiten der Stadtverwaltung bisher nicht wirksam umgesetzt. Die 
FGL hat daher vor einigen Wochen erfolgreich beantragt, dass eine für die Einrichtung 
von zusätzlichen Haltepunkten zuständige VertreterIn des Landkreises in eine 
Gemeinderatssitzung eingeladen wird und endlich ein formaler Antrag von Seiten der 
Stadt auf Einrichtung zusätzlicher S-Bahn-Haltepunkte in Radolfzell gestellt wird. 

Ein attraktiver, flächendeckender, eng getakteter öffentlicher Verkehr ist die tragende 
Säule eines nachhaltigen Verkehrssystems. Gute Bus- und Bahnangebote, Rad- und 
Fußverkehr und Carsharing sind mit elektrisch betriebenen PKWs gut zu vernetzen. Eine 
Taktverdichtung bei den Stadtbuslinien und Erweiterung in den Abendstunden und am 
Wochenende sind notwendig. 



Für ein ernsthaftes Klima-Mobilitätskonzept, das eine wesentlicher Bestandteil des 
beschlossenen Klimaschutzkonzeptes mit der Klimaneutralität bis 2035 ist, braucht es 
klare Zielformulierungen mit einem konkreten Maßnahmen- und zeitlich gestaffelten, 
verlässlichen Umsetzungsplan. 

Die Kritik am beschlossenen Stadtbuslinien-Angebot teilen wir. Sowohl die Weinburg als 
auch der Altbohl, neuer Edeka und der Waldfriedhof sollten weiterhin mit einem 
regulären Busverkehr angebunden sein. 

Den Vorschlag, eine neue Buslinie "Bodanrück - Bus" einzuführen, die von Radolfzell 
über Möggingen – Güttingen – Liggeringen - Dettingen und bis nach Konstanz führt, 
sehen wir kritisch, da wir weder einen ausreichenden Bedarf hierfür sehen noch eine 
Finanzierung über den zuständigen Landkreis realistisch möglich ist.  

3. Klima 
3.1. Energiepolitik 
Bis zum Jahr 2035 soll Radolfzell klimaneutral werden, so legt es das Integrierte Klima-
schutzkonzept der Stadt Radolfzell fest. Das Konzept wurde im Frühjahr 2023 vom 
Gemeinderat im Grundsatz beschlossen. 

Um herauszufinden, wie das Klimaziel erreicht werden kann und wie die Stadt dann aussehen 
könnte, hat die Stadt Radolfzell Klimaschutzszenarien entwickeln und eine kommunale 
Wärmeplanung erstellen lassen. 

Daraus ergeben sich folgende Forderungen für ein klimaneutrales Radolfzell: 

• Radolfzell muss einen großen Anteil seines Energiebedarfs regenerativ und lokal 
erzeugen und soll kaum noch fossile Energie in Form von Gas und Öl aus fernen 
Erdteilen importieren. 

• Zum Beheizen ihrer Häuser und Wohnungen sollen die Radolfzellerinnen und 
Radolfzeller im wesentlichen Umweltwärme und Strom und kaum noch Öl und Gas 
verwenden. 

• Das Ziel „Radolfzell Klimaneutral bis 2035" kann nur mit einem Wandel in vielen 
Bereichen unseres Lebens erreicht werden. 

Dazu die Fragen: 

1. Wie wollen Sie die Radolfzeller für den Wandel zu gewinnen, wie sieht Ihre 
Kampagne für den Wandel aus? 

Im „Kommunalen Wärmeplan“ der Stadt Radolfzell (Stand 31.10.2023) gibt es auf S.63 
eine Gegenüberstellung der Potentiale für Strom- und Wärmeertrag. Die Ergebnisse 
sprechen eindeutig für ein Umdenken beim Konzept „Erneuerbare Energien“. 

2. Welche Art der aufgeführten erneuerbaren Energien soll in Radolfzell vorrangig 
gefördert und realisiert werden (Photovoltaik, Solarthermie, Windenergie, 
Biomasse, Erdwärmekollektoren, Erdwärmesonden, Kombinationen davon 
oder andere …)? 

3. Wie kann der Einsatz dieser erneuerbaren Energien in Radolfzell erhöht wer-
den, welche konkreten Maßnahmen zum Ausbau schlagen Sie vor? 

4. Wo sehen Sie die vorrangigen Einsparpotentiale, um den Energieverbrauch in 
Radolfzell generell zu reduzieren (bei der Stadt, Privaten, Gewerbe)? 



5. Würden Sie die Gründung von Bürger-Energie-Genossenschaften zur ge-
meinsamen Erzeugung erneuerbarer Energien unterstützen? Haben Sie dazu 
konkrete Vorschläge? 

6. Sollte die vorgelegte Wärmeplanung auch die Ortsteile besser mit einbeziehen? 

7. Befürworten Sie den Bau eines Wärmenetzes, um den Stadtteil Stockteil mit 
Wärme zu versorgen? 

Das größte Potenzial für regenerative Energie liegt in Radolfzell auf den Dächern, insbe-
sondere auf gewerblich genutzten Gebäuden. 

8. Welche Ideen haben Sie, um die Zahl von großen PV-Anlagen auf den Dächern 
zu erhöhen? 

9. Welche Möglichkeiten sehen Sie für PV-Anlagen über Parkflächen? 

10. Was ist ihre Meinung zur Nutzung von Seewärme zur Wärmeversorgung von 
Radolfzell? 

Die Klimaneutralität von Radolfzell bis zum Jahr 2035 ist eine große und extrem 
herausfordernde Aufgabe für die gesamte Stadtgesellschaft und kann nur erreicht 
werden, wenn tatsächlich alle verfügbaren Potenziale der erneuerbaren Energien – 
Photovoltaik (auf Dächer, Parkplätze und Freiflächen), Solarthermie, Windenergie, 
Biomasse, Einsatz von Wärmepumpen um Umgebungswärme aus Luft, Erdreich und 
des Sees und auch Abwärmepotenziale (z.B. aus der Kläranlage) – genutzt und ohne 
Einschränkung umfassend gehoben werden. 

Obwohl bereits 2019 der FGL-Antrag auf Fortschreibung des Energie- und 
Klimaschutzkonzeptes vom Gemeinderat beschlossen wurde, brauchte es fast 4 Jahre 
bis zur Vorlage des ersten Teilkonzeptes, um die Treibhausgasneutralität in Radolfzell 
bis 2035 zu erreichen. Der von der Stadtverwaltung vorgelegte kommunale Fahrplan zur 
Klimaneutralität bleibt im Ungefähren und lässt verbindliche Zwischenziele auf dem Weg 
zur Klimaneutralität in den verschiedenen Sektoren (Strom, Wärme, Mobilität) 
vermissen. Notwendig ist daher, dass endlich ein verbindlicher kommunaler Fahrplan 
zur sektoralen Umsetzung des kommunalen Klimaschutzkonzeptes für Klimaneutralität 
bis 2035 beschlossen wird und in die Umsetzung kommt. 

Die Vorbildfunktion der Stadt bei den Klimaschutzmaßnahmen (energetische Sanierung, 
klimaneutrale Wärmeversorgung und Mobilität) ist eine wesentliche Voraussetzung und 
notwendige Motivation für die gesamte Stadtgesellschaft. Die Stadtverwaltung und die 
Stadtwerke sollten die Beratung der Bürgerschaft zur praktischen Umsetzung der 
Energiewende intensivieren und über runde Tische für Handel, Gewerbe, Industrie und 
Wohnungswirtschaft die energetische Gebäudesanierung, die Umstellung auf eine 
regenerative Wärmeversorgung und Mobilität sowie den Ausbau der erneuerbaren 
Energien zur Stromerzeugung vor Ort beschleunigen. Bei der Umsetzung der Energie- 
und Wärmewende kommt den Stadtwerken eine wichtige Rolle zu (Aufbau einer 
klimaneutralen Stromversorgung und schrittweiser Ausbau der Wärmenetze). 

Wichtige Maßnahmen zur schrittweisen Klimaneutralität im Verantwortungsbereich der 
Stadt sind: 

 Verbindlicher Fahrplan zur Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung und des 
Klimaschutzkonzeptes für Klimaneutralität bis 2035. Ausbau erneuerbarer Energien, 
Energieeinsparung, Energieeffizienz in den Sektoren Strom, Wärme und Verkehr. 



 Sicherung der lokalen Stromversorgung durch Aus- und Neubau von Dach- und 
Freiflächenphotovoltaikanlagen und der Errichtung von drei Windkraftanlagen im 
Gebiet Rosenhag bei Stahringen. 

 Aus- und Neubau von Wärmenetzen und Aufbau von Beratungsangeboten für 
individuelle Heizungslösungen.  

 Erstellung einer Wärme- und Sanierungsplanung für die kommunalen Gebäude mit 
einer Finanzierungs- und Umsetzungsplanung bis 2035. 

 Die energetischen Standards der Baulandpolitischen Grundsätze auf die Klima-
neutralität ausrichten. 

 Erstellung und Umsetzung eines klimaschutzkonformen Energiekonzeptes für die 
Reha- und AHB-Einrichtungen der METTNAU. 

 Intensivierung der Beratungsangebote zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit von 
Handel, Gewerbe und Industrie durch Reduzierung von Energiekosten über 
energetische Gebäudesanierung und Umstellung auf eine erneuerbare Ener-
gieversorgung. 

 Teilnahme am kommunalen Wettbewerb zum beschleunigten Ausbau der 
Photovoltaik „Wattbewerb“. Der Wettbewerb fordert die Städte heraus, durch 
Kooperation zwischen Stadtverwaltung und Zivilgesellschaft in der Stadt eine 
Strategie zu entwickeln, wie die DachbesitzerInnen in der Stadt überzeugt werden 
können, ihre Dächer mit Photovoltaikanlagen auszustatten. Ob Einfamilienhäuser, 
große Mietshäuser oder Dächer auf gewerblich oder industriell genutzten 
Gebäuden: Sie alle bieten das Potenzial, das für die lokale Energiewende vor Ort 
momentan brachliegt. 

3.2. Grüne Ökonomie 
In Unternehmen mit nachhaltigen Geschäftsmodellen entstehen neue Arbeitsplätze, sie 
erweisen sich als finanziell stabiler und damit auch dauerhaft lukrativer für städtische Ein-
nahmen (u.a. Gewerbesteuer, Einkommenssteuer-Anteil, etc.) 

1. Welche Strategien verfolgen Sie, um die wirtschaftliche Entwicklung in Radolfzell 
durch Förderung nachhaltiger Unternehmen zu stabilisieren und damit neue Arbeits-
plätze zu schaffen? 

2. Sehen Sie „Blurado“ noch als Option? 

3. Wie planen Sie, vorhandene lokale Unternehmen bei der Transformation zu unter-
stützen und damit die Attraktivität für neue Investitionen zu steigern? 

4. Wie kann konkret ein sanfter, umweltfreundlicher Tourismus in Radolfzell gefördert 
werden (Anziehungskraft durch Naturerlebnis)? 

Die Freie Grüne Liste tritt für eine an Gemeinwohl und Nachhaltigkeit orientierte, 
engagierte Wirtschaftsförderung ein.  
Wir haben das neue Prestige-Gewerbegebiet „Blurado“ des letzten Oberbürgermeisters 
immer kritisch gesehen, da hierdurch nicht nur der regionale Grünzug stark 
beeinträchtigt wird, sondern das Gebiet auch wegen seiner topologischen schwierigen 
Lage für ein wirtschaftlich sich tragendes Gewerbegebiet nicht geeignet ist. Dringend 
notwendig ist hingegen eine grundlegende Neuordnung der bestehenden und in der 
Fläche nicht sinnvoll genutzte Gewerbegebiet (z.B. Lippenwiesen I und II).  



Die städtische TSR (Tourismus- und Stadtmarketing Radolfzell GmbH) muss sich 
stärker an die Förderung und Aktivierung von verträglichem Natur-, Rad-, Wander- und 
Gesundheitstourismus ausrichten. 

3.3. Klima-Resilienz 
Klimawandel in der Stadt erfordert ein Umdenken bei der Flächenversiegelung, um negative 
Auswirkungen des Klimawandels wie Hitzeinseln oder auch Überschwemmungen bei 
Starkregenereignissen abzumildern. 

1. Welche Aspekte des Klimawandels halten Sie in Radolfzell für besonders wichtig? 
(Extreme Hitze und Trockenheit, Starkregen und Überschwemmungen, Trinkwasser-
mangel, Zerstörung von Flora und Fauna, …). 

Die Stärkung der Widerstandskraft (Resilienz) von Radolfzell gegen zunehmend heftigere 
Ereignisse, bedingt durch den Klimawandel, muss mit hoher Priorität verfolgt werden. Die 
Stadt hat dazu ein Grünraumkonzept beschlossen. 

2. Welche Maßnahmen daraus halten Sie für besonders dringlich und was wollen Sie tun, 
um diese zeitnah umzusetzen? 

Die Zahl der Hitzetage nimmt von Jahr zu Jahr zu, Menschen aller Altersgruppen leiden 
darunter. 

3. Welche konkreten Ideen haben Sie, um das Leben im Siedlungsbereich erträglich zu 
halten? 

4. Welche Vorschläge haben Sie zum Schutz bzw. zur Neupflanzung von Bäumen, zum 
Erhalt und der Neuanlage von Grünbereichen, zum Erhalt oder der Neuanlage offener, 
kühlender Wasserflächen in der Kernstadt? 

5. Welche konkreten Maßnahmen sollen in der Stadt umgesetzt werden, um diese gegen 
Hochwasser- und Starkregen-Ereignisse zu sichern (→ Schwammstadt)? 

6. Wo konkret wollen Sie in Radolfzell die notwendigen Luftschleusen für die Kühlung der 
Stadt einrichten? 

Siehe Antwort zu 3.4 Grünflächen (Grünraumkonzept):  

Das am 16.11.2022 vom Ausschuss (PUT) beschlossene sehr gute Grünraumkonzept 
wird von der Freien Grünen Liste als konzeptionelle Grundlage für die klimaangepasste 
Freiraumentwicklung in Radolfzell unterstützt: (siehe: https://fgl-radolfzell.de/wp-
content/uploads/2024/05/Anlage1_Gruenraumkonzept_Radolfzell_klein.pdf). 

Auf Antrag der FGL wurde 2022 mit großer Mehrheit beschlossen, dass von der 
Stadtverwaltung eine Grünraum-Satzung erarbeitet und dem Gemeinderat zum 
Beschluss vorgelegt wird. Leider hat die Stadtverwaltung den Entwurf einer Grünraum-
Satzung dem Gemeinderat bisher noch nicht vorgelegt. 

Die FGL setzt sich dafür ein, dass es zu einer zügigen Ausarbeitung kommt, damit die 
Maßnahmen aus dem Konzept in eine verbindliche Umsetzung kommen. Darüber 
hinaus werden wir uns bei allen Neu- und Umbauten im Hochbau als auch bei 
innerstädtischen Freiflächen dafür einsetzen, dass die Handlungsempfehlungen aus der 
Studie berücksichtigt werden. 

3.4. Grünflächen 



Grünflächen im Innenbereich sind extrem wichtig als lokale Klima-Inseln, für Artenschutz 
und Aufenthaltsqualität. 

1. Welche konkreten (micro-)klimarelevanter Flächen in der Stadt sollen dauerhaft 
geschützt und erhalten werden? Haben Sie dazu konkrete Vorschläge? 

2. Wann und in welcher Form soll Ihrer Meinung nach das Streuhau im FNP zum 
(bereits beschlossenen) Landschaftsschutzgebiet erklärt werden? 

3. Welche konkreten Maßnahmen befürworten Sie zur Erhaltung und Neupflanzung 
von Bäumen und Biotopen in der Wohnumgebung, so wie in anderen Kommunen 
(z.B. Gebote, Verbote, Anreize)? 

4. Welche konkreten Maßnahmen zur Schaffung von Grün- und Erholungsflächen in 
den Quartieren wollen Sie dazu umsetzen? 

5. In welchem Zeitraum sollen diese Maßnahmen umgesetzt werden? 

6. Wie stehen Sie zur Begrünung städtischer und privater Gebäude? 

Das am 16.11.2022 vom Ausschuss (PUT) beschlossene sehr gute Grünraumkonzept 
wird von der Freien Grünen Liste als konzeptionelle Grundlage für die klimaangepasste 
Freiraumentwicklung in Radolfzell unterstützt: 

(siehe: https://fgl-radolfzell.de/wp-
content/uploads/2024/05/Anlage1_Gruenraumkonzept_Radolfzell_klein.pdf). 

Auf Antrag der FGL wurde 2022 zwar mit großer Mehrheit beschlossen, dass von der 
Stadtverwaltung eine Grünraum-Satzung erarbeitet und dem Gemeinderat zum 
Beschluss vorgelegt werden soll. Leider hat die Stadtverwaltung den Entwurf einer 
Grünraum-Satzung dem Gemeinderat bisher noch nicht vorgelegt. 

Dem Antrag der Freien Grüne Liste, auf parallele Beantragung auf Ausweisung eines 
Landschaftsschutzgebietes im Bereich zwischen Bora Hotel und dem Naturschutzgebiet 
Radolfzeller Aachried und der Einleitung des Änderungsverfahrens des 
Flächennutzungsplans in diesem Bereich, wurde am 29.3.2022 mehrheitlich vom 
Gemeinderat zugestimmt. Da das Regierungspräsidium das Verfahren zur Änderung 
des Flächennutzungsplanes mit dem nordöstlichen Planungsraum zum 
Bebauungsplanverfahren für die Erweiterung des bestehenden Hotels Bora HotSpa 
Ressort gekoppelt hat, verzögert sich ärgerlicherweise die rechtlich verbindliche 
Festlegung des Streuhaus zum Landschaftsschutzgebiet. 

  



4. Gestaltung 
In den vergangenen Jahren wurde aufgrund bestimmter Architektur-Moden gerade in der 
Kernstadt viele Gebäude errichtet, die grauen Kästen oder Schuhschachteln ähneln. Das 
Problem großer Glasflächen (Vogelschlag an Glas!) ist damit verknüpft. 

4.1. Erweitere Altstadtsatzung 
Das BBR hat vor Jahren einen Entwurf für eine „Erweitere Altstadtsatzung“ vorgelegt, zum 
Zweck, auch für den zweiten Ring um die Altstadt mit seinen vielen Gründerzeit-Häusern die 
völlig unpassende „Kasten-Architektur“ zu verhindern 

(siehe: https://bbr-radolfzell.de/images/content/Jubil%C3%A4um/Radolfzell- 
Altstadtsatzung-Erweitert-NoPS.pdf ) 

1. Würden Sie das Konzept einer erweiterten Altstadtsatzung unterstützen – oder 
welche andere Maßnahme würden Sie vorschlagen, um der weiteren gestalteri-
schen Verarmung unserer Stadt Einhalt zu gebieten? 

2. Welche konkreten Maßnahmen sehen Sie vor, um historische Gebäude und 
Stadtteile zu schützen und zu erhalten und vor dem Abriss zu bewahren? 

Aufgrund der schlechten Erfahrungen mit der bestehenden Altstadtsatzung und den 
Fehlentwicklungen im Altstadtrandbereich ist es dringend erforderlich, die Altstadtsatzung 
hin zu einem verbindlichen und wirksamen Instrument zu überarbeiten und um 
wesentliche bauhistorische Randbereiche der Altstadt zu erweitern. 

4.2. Stadtnahe Quartiere 
1. Wie sind Ihre Vorschläge für eine zeitnahe, gestalterisch wertvolle Umsetzung der 

Pläne des Gebiets Fora / Gleisdreieck? 

2. Welches sind Ihre Vorschläge zur Gestaltung und Verwendung des Bahnhofs- Areals 
zwischen alter Polizei und Aldi? 

Das Gleisdreieck ist eine der letzten wichtigen altstadtnahen Entwicklungsflächen, die 
besonders zur Bedarfsdeckung von dringend benötigten Mietwohnungen 
(Mehrfamilienhäuser) zügig entwickelt werden sollte und die zudem kostengünstig mit 
einer zusätzlichen Seehashaltestelle beim Libellenweg an den S-Bahnverkehr 
angeschlossen werden kann. Die Entwicklung des Gleisdreiecks ist ebenso für die 
Standortsicherung des wichtigen Nahversorgers an der Konstanzer Straße eine 
wesentliche Voraussetzung. Die Freien Grüne Liste hat daher aufgrund der großen 
Bedeutung dieses Areal die Entwicklung dieser Flächen für altstadtnahes Wohnen 
unterstützt. Da die meisten Flächen des Gleisdreiecks aber in privater Hand sind, kann 
die Stadt hier leider nur über die Festsetzung der baurechtlichen Rahmenbedingungen 
(Bebauungsplan und städtebaulicher Vertrag mit dem privaten Grundstückeigentümer) 
eine stadtverträgliche Entwicklung fördern. In den vergangenen Jahren sind 
bedauerlicherweise bereits zwei private Investoren mit ihren Bemühungen einer 
Bebauung des Gleisdreiecks gescheitert.  

Die Flächen des Bahnhofsbereiches vom Bahngraben bis zur Raiffeisenfläche wurden 
vor vielen Jahren von der Stadt erworben, um eine Entwicklung der Brachflächen zwi-
schen Bahngleisen und Altstadt zu ermöglichen. Verschiedene Versuche sind bisher 



gescheitert, da von der Verwaltung keine überzeugende, an der besonderen Lage 
zwischen See und Altstadt behutsame und angepasste Planung betrieben wurde. Erst 
mit einem städtebaulichen Wettbewerb vor drei Jahren und dem daraus hervorgegan-
genen Siegerentwurf ergab sich eine mehrheitlich vom Gemeinderat getragene Stadt-
entwicklungsplanung, die auch von der Freien Grünen Liste unterstützt wird. Die Pla-
nung sieht zurückhaltende kleine Baufenster vor dem Altstadtbereich, eine attraktive, 
barrierefreie Entwicklung des Bahnhofsbereiches zum See mit einer Neugestaltung des 
Busbahnhofes, eine verdichtete Wohn- und Dienstleistungsbebauung in der Nähe des 
Bahngrabens im Osten und eine vor den Raiffeisenflächen im Westen angrenzende 
verdichtete Bebauung mit einem Nahversorger in Kombination mit Wohnbebauung vor. 

5. Bauvorhaben 
5.1. Flächenverbrauch 
Von 2015 bis 2025 wird Radolfzell bis zu 100 Hektar Fläche (so groß wie der Mindelsee) für 
Wohn- und Gewerbegebiete verbraucht haben. Es droht die Gefahr, dass es für die Zeit 
nach 2030 mit Baugebietsausweisungen so weitergeht (Nordstadterweiterung 3, Im Tal 2, 
Hübschäcker 3, Freiwiesle 2 etc.). Dabei hat der Leerstandsmanager der Stadt errechnet, 
dass im Bestand in Radolfzell und den Ortsteilen Wohnraum für bis zu 3000 Menschen 
geschaffen werden kann. 

1. Welche Vorschläge haben Sie zur Reduzierung des Flächenverbrauchs allgemein? 
Welchen Typ von Bebauung favorisieren Sie (EFH, MFH, …)? 

Angesichts des dramatischen Flächenverbrauchs bisher: 

2. Welchen Flächenverbrauch in Radolfzell halten Sie für die Jahre 2025 bis 2035 für richtig 
und angemessen? 

3. Wie steht Sie zu weiteren Baugebieten? 

4. Befürworten Sie angesichts des Bedarfs an Miet-Wohnungen für ein bis drei Personen 
weitere große flächenfressende Einfamilienhaus-Baugebiete mit Häusern im Eigen-
besitz? 

Radolfzell hat in den vergangenen Jahrzehnten den Neubau von Einfamilienhäusern in 
Neubaugebieten extrem starke priorisiert und den Bau von Mietwohnungen in 
Mehrfamilienhäusern sträflich vernachlässigt. Die Zeit der Ausweisung von neuen 
Baugebieten für neue Einfamilienhäuser ist daher vorbei. Der hohe Bestand an 
Einfamilienhäusern und der verstärkte Generationenwechsel in den Wohnquartieren 
können in Zukunft den Bedarf an Einfamilienhäusern in Radolfzell weitgehend decken. 

Über die in den bereits bestehenden Bebauungsplänen (Nordstadt, Gleisdreieck, 
Hübschäcker und Freiwiesle) ausgewiesenen Flächen für den Wohnungsbau sehen wir 
auch in Zukunft keinen weiteren Flächenbedarf. Vielmehr gilt es die bestehenden 
Bebauungspläne (z.B. Hübschäcker) zu überarbeiten, mit den Flächen sparsamer 
umzugehen und den Anteil der Mehrfamilienhäuser zu erhöhen. 

Weiter halten wir es für zwingend geboten, dass die Wohnfläche pro Kopf sinkt und 
Anreize für eine flächenschonende Bauweisen geschaffen werden. So sind 
Mikroapartments, gemeinschaftlichem Wohnen oder flexiblen Raumkonzepten 



(kompakte Grundrisse) und auch flächensparende Bauweise zu fördern und die 
Grundstücksgrößen zu begrenzen. 

Siehe auch FGL-Antwort zu 5.2 Bevölkerungsprognose: Zusätzlich Wohnflächen durch 
Aktivierung (ungenutzter) Flächen im Bestand schaffen. 

5.2. Bevölkerungsprognosen 
Einige Fachgutachten prognostizieren eine Erhöhung der Einwohnerzahl von Radolfzell um 
4000 Personen bis 2030, verursacht auch durch die vorgesehenen Baumaßnahmen und 
Baugebiete. Die Gutachter stellen somit klar, dass der Zuzug nicht schicksalhaft von allein 
kommt, sondern eine Folge der regen Bautätigkeit ist. 

1. Halten Sie diese von Gemeinderat und Stadtverwaltung bewusst herbeigeführt 
Entwicklung für richtig – oder welche anderen Vorschläge dazu haben Sie? 

Andere Fachgutachten prognostizieren nur ein geringes oder gar kein Bevölkerungs-
wachstum für Radolfzell, z.B. das Statistische Landesamt BW. 

2. Sehen Sie die daher Notwendigkeit, die Bebauungsplanung an die realen Zahlen 
anzupassen bzw. die Prognosen zu aktualisieren? 

3. Stimmen Sie zu, dass in Radolfzell Immobilien zum Wohnen statt Immobilien als 
Geldanlage gebaut werden sollten? 

4.  Welche Strategie verfolgen Sie bei gewerblicher Nutzung von Wohn-Immobilien in 
Form von Ferienwohnungen (z.B AirBnb)? 

5. Welche konkreten Maßnahmen schlagen Sie für ein effektiveres Leerstands- 
Management vor? 

Die von einem Gutachten prognostizierte Steigerung der Einwohnerzahl um 4000 bis 
2030 halten wir für absolut überzogen und wird so auch nicht kommen, da die 
Mehrheit des Gemeinderats lediglich einen geringen Anstieg der Einwohnerzahl 
anstrebt. Wir setzen uns für eine Beschränkung des Wachstums und der 
Bevölkerungsentwicklung in Radolfzell ein und wollen daher konsequent die 
Wohnraumpotentiale im Bestand (Leerstandsmanagement, Begrenzung der 
Ferienwohnungen und Zweitwohnungen) heben. Die Einrichtung eines 
Leerstandsmanagements, die Einführung einer Zweckentfremdungssatzung (wirksame 
Maßnahme zur Reduzierung des Leerstands und der Zweckentfremdung von 
Wohnraum) und die Erhöhung der Zweitwohnungssteuer gehen auf Anträge der FGL 
zurück. Die angepasste Baulückenerschließung und die baurechtliche Förderung des 
Aufstockens von Bestandsgebäuden zur Erweiterung des Wohnungsangebotes wollen 
wir forcieren. 

5.3. Nachhaltigkeit 
Es gibt einen Entscheidungs-Automatismus in vielen Gemeinderäten, dass der Neubau von 
Einrichtungen immer als besser angesehen wird als die Sanierung von bestehenden 
Gebäuden. Die Rolle von Zement, Beton und anderen Baustoffen sowie den Energiever-
brauch beim Bauen selbst („Graue Energie“) hat man aber beim Klimaschutz lange als zu 
gering eingeschätzt. 6 % des weltweiten CO-2-Ausstoßes kommt allein durch Zement 
zustande. 



1. Welche Schritte werden Sie gehen, um den Erhalt von Gebäuden zu bevorzugen und 
Graue Energie zu vermeiden? 

In Zeiten steigender Baupreise ist Sanierung statt Abriss und Neubau eine sowohl gestal-
terische als auch in der Regel kostengünstigere Alternative. 

2. Wie kann also konkret durch Sanierung bessere und billiger gebaut werden? 

In Radolfzell sind Bauvorhaben für ca. 1.800 Wohneinheiten geplant. Die Produktion des 
benötigten Zements dafür wird einen CO2-Ausstoß von etwa 22.000 Tonnen verursachen. 
Um dies zu kompensieren (10 Tonnen CO2-Bindung pro Hektar Wald), müssten auf 
Radolfzeller Gemarkung Millionen von Bäumen gepflanzt werden. 

3. Werden Sie sich für eine Beschränkung der Bauvorhaben einsetzen? 

4. Alternativ: Werden Sie sich für eine entsprechende Aufforstung einsetzen? 

Sanierung statt Abriss und Neubau ist in vielen Fällen die nachhaltigere und 
wirtschaftlichere Lösung. Auf Antrag der FGL wurde im Gemeinderat die Erstellung 
eines Sanierungsfahrplans für die städtischen Gebäude beschlossen. Wir setzen uns 
dafür ein, dass der Sanierungsfahrplan verbindlich wird und auch die energetische 
Sanierung der städtischen Gebäude bis spätestens 2035 vorsieht. 

Wir setzen uns für eine Beschränkung des Wachstums und der 
Bevölkerungsentwicklung in Radolfzell ein und wollen daher konsequent die 
Wohnraumpotentiale im Bestand (Leerstandsmanagement, Begrenzung der 
Ferienwohnungen und Zweitwohnungen) heben. Die angepasste 
Baulückenerschließung und die baurechtliche Förderung des Aufstockens von 
Bestandsgebäuden zur Erweiterung des Wohnungsangebotes wollen wir forcieren. 

Wo dennoch neuer Wohnraum durch Neubau entsteht, setzt sich die FGL dafür 
einsetzen, dass die Stadt ihre rechtlichen Möglichkeiten zur Reduzierung der grauen 
THG-Emissionen nutzt, indem z.B. ökologische Baustoffe verwendet und unterirdische 
Baumassen reduziert werden. 

Unabhängig davon setzen wir uns für eine Vergrößerung des Baumbestandes innerhalb 
der Stadt sowie in den Stadtrandbereichen und für mehr Fassaden und Dachbegrünung 
ein, um die Klima-Resilienz der Stadt zu verbessern. 


